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Aktenzeichen:

113113519119.

Zugestellt:

dem Revisionskläger

am 6.9.1960

dem Revisionsbeklagten

am 5.9.1960

I m N a m e n d e e V o 1 k e 3

In Sachen
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Beklagten und Revisionsklägers„
i"

gegen

leäger und Revisionsbeklagten,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach @ 124 Abs„ 2 10V. mit

den @@155 und 165 des Sozialgerichtsgesetzes

am 26° August 1960 unter Mitwirkung

des Senatspräsidenten Dr H a u e 1 s e n
als Vors°itzenden,

der Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

des Bundesrichters S o n n e n b e r g
als weiteren Berufsrichtern,

des Bundessozialrichters E r n s t und

des Bundessozialrichters H a a s
als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Hessischen Landessozielgerichts vom 14, Oktober

1959 wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten zu erstatten„

Von Rechts wegen°
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Das Versörgungsamt Darmstädt stellte mit Bescheid vom

240 April 1951 die Versorgungebezüge des Klägers nach dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG) fest; es gewährte dem Kläger

_— wie bisher — wegen "Zustand nach Granatsplitterverletzung

der rechten Hand mit Verlust des 4. und 5. Fingers und Teil—
versteifung der restlichen Fingergelenke" als &chädigungs—

folgen eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit‘f
(MdE„) von 40 v,H„ Im Juli 1954 prüfte das Versorgungsamt,
ob die MdB° des Klägers höher zu bewerten sei, weil er in

seinem vor der Schädigung ausgeübten Beruf als Stahlbaue

schlosser besonders betroffen sei (@ 30 Abs. 1 Satz 2 BVG);7

es_veranlaßte den Kläger, Fragen über seinen beruflichen '

Werdegang zu beantworten und Unterlagen beizufügen; es holte

ferner u„a° Auskünfte des Oberstaatsanwalts bei dem Land—

gericht in Darmstadt„bei dem der Kläger als Hilfswacht—

meister besChäftigt war, sowie vom Arbeitsamt Darmstadt

und vom Sozialamt der Stadt Pfungstadt ein

Der Kläger begehrte in einer Erklärung vom 6’ Juli 1954, ihn‘
?als Sehwerbeschädigten anzuerkennen"° Das Versorgungsamt

Darmstadt erließ darauf am 6° hai 1955 folgenden Bescheid:

-"Nach 5 62 Abs° 1 BVG werden die Versorgungsbe2üge

neu festgesetzt, wenn in den Verhältnissen, die
für die Festsetzung maßgebend gewesen sind, eine
wesentliche Änderung eintritt Die Anwendung der
VV zu 9 30,1 (2) BVG, kann in Ihrem r‘alle nicht
‚als erfüllt angesehen werden, weil Sie Ihre Tätig—
keit im öffentlichen Dienst, zuletzt als Justiz-
wachtmeieter, aus eigenem Verschulden infolge
Kündigung durch Ihren Dienstherren verloren haben;
Sie hatten ein Unterkommen im öffentlichen Dienst
gefunden, dies jedoch wegen Umstände, die Sie
selbst zu_vertreten haben, wieder verloren° Mit
der Beschäftigung im öffentlichen Dienst wäre,

"falls Sie noeh heute dort täti< wären, ein sozialer

—Abstieg nicht verbunden gewesen, eher hätte man das
'Gegenteil annehmen müssen° Bei der Beurteilung wird

zwar nicht verkannt, daß Sie durch Ihre Schädigung
in der Ausübung Ihres früheren Berufes behindert
sind, diesen vielleicht gar nicht mehr aushben
können,
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Aber dennoch können die Voraussetzungen des
5 30, l (2) BVG nicht als erfüllt angesehen
werden„

Die Voraussetzung für eine Erhöhung Ihrer Ver—
sorgungsbezüge liegt somit nicht vor°
Ihrem Antrag kann daher leider nicht entsprochen
werden„

Gegen diesen Bescheid können Sie binnen eines
Monats vom Tage seiner Zustellung an Wider—
spruch erheben"„

Den WiderSpruch des Klägers wies das Landesversorgungsamt

Hessen mit dem Bescheid vom 50 August 1955 zurückt‚

Das Sozialgericht (SG,) Darmstadt hob mit Urteil vom 22° März

1956 den Bescheid
vom 6° Mai 1955 auf und verurteilte den Be—

klagten, "dem Kläger unter Berücksichtigung von 5‘30 BVG für

die anerkannte Schädigungsfolge Rente nach einer MdB. von 50

v„H„ ab la Juli 1954 zu gewähren"; es führte aus, der Kläger
könne infolge der Schädigung den erlernten Schlosserberuf nicht

mehr ausüben, er sei dadurch wirtschaftlich besonders ge-

_schädigt, weil der Säundentariflohn eines Schlossers 1,69 m,

der Lohn für die Hilfsarbeit‚ die der Kläger jetzt verrichte,

jedoch nur 1,37 m pro Stunde betrage; als Justiz■achtmeister

habe der Kläger monatlich 204‚— htbrutto verdient, während

ein Schlosser auf monatlich 540.— @ komme; auch insoweit

hätten die Voraussetzungen des @30 BVG vorgelegen°

Der Beklagte legte Berufung ein; er trug vor, der Bescheid

vom 24„ April 1951, mit dem er dem Kläger eine Rente nach

einer MdB° von 40 v.H° bewilligt habe, sei bindend geworden,

die Rente habe nur erhöht werden dürfen, wenn sich die Ver—

hältnisse "in Bezug auf den Beruf des Klägers" wesentlich

geändert hätten; dies sei jedoch nicht der Fall gewesen, der

angefochtene Bescheid vom 6° Mai 1955 sei auch kein "Zugunsten—

bescheid" nach % 40 Abs° 1 des Gesetzes über das Verwaltungs-

verfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG), es fehle schon

an der Zustimmung des Landesversorgungsamts°

Das Hessische Landessozialgericht (LSG‚) wies mit Urteil vom
14° Oktober 1959 die Berufung des Beklagten zurück„ Es führte
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aus, die.Verhältnisse hätten sich in der Zeit zwischen der

bindend gewordenen Rentenfeststellung durch den Bescheid vom
124° April 1951 und dem angefochtenen bescheid nicht—geändert9

die Rente des Klägers habe daher nicht nach 5 62 BVG neu fest—
‚gestellt werden dürfen; in dem angefochtenen Bescheid vom
36„ Mai 1955 habe aber der Beklagte erstmalig sachlich ent—
schieden, ob der Kläger in seinem beruf besonders betroffen

sei; dabei habe es sich um einen ”ergänzenden Bescheid" zu
dem Bescheid vom 240 April 1951 gehandelt, der Beklagte habe

eine Solche Ergänzung nicht nur im Wege eines Zugunstenbe-

scheides nach 5 40 VeerG vornehmen dürfen; jedenfalls habe er
auf die bindende Wirkung des Bescheids vom 24, April 1951 ver—

ziehtet, der angefochtene Bescheid vom 60 Mai 1955 sei daher

im Rechtswege in vollem Umfangs nachzupriii‘en° Das SG° habe zu
Recht die Md’E° des Klägers nach 5 30 Abs° 1 Satz 2 BVG höher

bewertet und dem Kläger eine Rente nach einer MdB. von 50 v.H„

zugesprochen° '

Das LSG° ließ die Revision zu,

Das Urteil des LSG„ wurde dem Beklagten am 500 Oktober 1959

zugestellt, Der Beklagte legte am 27° November 1959 Revision

ein, er beantragte,

das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts in

Darmstadt vom 140 Oktober 1959 und das Urteil des

Sozialgerichts Darmstadt vom 22° März 1956 aufzuhe-

.ben und die Klage abzuweisen, ' ' '

hilfsweise,

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurück—

zuverweiseno ' ' '

‘ Der Beklagte begründete die Revision ebenfalls am 27° Novem—

ber l959„ Er führte aus, das LSG° habe die Vorschriften der

@@62 BVG, 40 VeerG und 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

verletzt; der Bescheid vom 24° April 1951, mit dem er die
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Rente des Klägers festgestellt habe, sei bindend geworden,

die Rente habe daher nur erhöht werden dürfen, wenn sich die.

,Verhältnisse geändert hätten (@ 62 BVG); wenn später ge—
prüft worden sei, ob die Voraussetzungen für eine Höher—

bewertung der MdE„ nach @ 30 Abs. 2 Satz 2 BVG gegeben seien,
habe dies keine "Neufeststellung" der Rente gerechtfertigt;

die Gerichte hätten nicht nachprüfen dürfen, ob die Versor—

gungsbehörde in dem angefochtenen Bescheid die Voraussetzun—

gen für die Erhöhung der Rente nach 5 30 Abs° 1 Satz 2 BVG

zu Recht verneint habe, ein "Zugunstenbescheid" nach 5 40

VeerG habe nicht vorgelegen°

Der Kläger beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (äé 124 Abs. 2, 153 Abs. 1,
165 SGG)°

II

Die Revision ist statthaft (% 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG). Der
Beklagte hat die Revision auch frist— und Iormgerecht ein—

gelegt und begründet; die Revision ist sonach zulässig; sie

ist jedoch unbegründet,

Der Kläger hat den Bescheid des Beklagten vom 6. Mai 1955

angefochten; in diesem Bescheid hat es der Beklagte abge-

lehnt, die Rente des Klägers deshalb zu erhöhen, weil der

Kläger durch die Schädigungsfolgen in seinem Beruf beson—

ders betroffen sei (5 30 Abs. 1 Satz 2 BVG); zur Begrün—'
dung des Bescheids hat der Beklagte ausgeführt, der Kläger

sei zwar durch die Schädigung in der Ausübung seines frü—

heren Berufe als Schlosser behindert, vielleicht könne er

ihn sogar nicht mehr ausüben, er habe jedoch eine "sozial

gleichwertige" Beschäftigung im öffentlichen Dienst ge—

habt; diese Beschäftigung habe er durch Umstände, "die er

selbst zu vertreten habe“, verloren, unter diesen Umständen
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seien die_Voräussetzungen für eine Höherbewertung der MdE„

nach @30'Ab_s°1 Satz 2 BVGund damit für eine Rentenerhö—:hung nicht gegebene ' — v

' Der Beklagte hat die Rente des Klägers mit dem Bescheid vom
24a April 1951 nach dem BVGgfestgestellt° Dieeer_ßescheid

ist für die Beteiligten mit der Bekanntgabe an den Kläger
bindend geworden(vgi„ es 77 see, 24 Verwvc)„ Die bindende
Wirkung des Bescheids vom 24° April 1951 hat indes den Be—
klagteh nicht gehindert, gggyggjgn_dee Versorguhgsberechtig-
ten eine weitere Regelung zu treffen; diese Regelung hat auch

darin bestehen können, daß-festgestellt worden ist; ob Um—

stände, die in dem Bescheid vom24° April 1951 nicht berück—

-SiChtigt Sind, eine höhere Rente rechtfertigena‚ Für das Recht
der_Kriegsopferversorgung ergibt sich dies aus 5 40 VeerG; ’

es entspricht dies aber auch den Grundsätzen des allgemeinen

.
Verwaltungsrechts (vgl. auch BSG. 10, 248 [E49‚'2527; Hau-

'eisen‚ NJW° 1959 S„ 2137 ff„‚ Beinhardt, Bay.VerwBl„ 1960

v8„ 2404fi‘° £?427)‚ Im vorliegenden Falle hat die Ver80rgungs—
behördé die_Höhe der Rente des Klägers erneut geprüft; sie

_hat dies getan, weil.ihr Zweifel gekommen sind, ob die bie—

herige Rente des Klägers den tatsächlichen und rechtlichen
Verhältnissen entsprochen.hat; diese Zweifel der Versorgungs—

behörde haben darauf beruht, daß.sie bisher nicht — auch nicht
bei der Rentehfeststellüng in dem Bescheid vom 24. April '

„1951
— geprüft hat, ob die MdB° des Klägers nach 5 30 Abs. 1

Satz 2 BVG höher zu bewerten ist als bisher und ob dem_Klä—

ger deshalb eine höhereRente zugestandenhat als die, die
"ihm bewilligt worden ist° Das Versorgungsamt hat zwar in

demneuenBe$chéid vom6. Mai 1955 die Rentenerhöhungabge—
lehnt, es hat dabei auch —zu Unrecht —s 62 Abs. 1 BVGer;
wähnt‚ es hat aber in Wirklichkeit die Rentenerhöhungnicht“”

‚
deshalbabgelehnt,weil sich die Verhältnisse seit der Ren—

‘ tenfeststellung nicht geändert haben; es hat die Renteneré

höhung vielmehr abgelehnt, weil es — erstmalig - die tat—

Asächlichen und rechtlichen Voraussetzungen, von denender

"7‚_'
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Anspruch des Klägers auf eine höhere Rente nach 5 50
Abs„ 1 Satz 2 BVG abhängt, geprüft, jedoch nicht als er-
füllt angesehen hat" Das Versorgungsamt hat zunächst die

Tatsachen ermittelt, die für die Anwendung des 5.50 Abs° 1

Satz 2 BVG bedeutsam sind; es hat den Kläger veranlaßt, An-

gaben über seinen beruflichen Werdegang zu machen, es hat

auch Bescheinigungen hierüber angefordert; es hat diese

Unterlagen ausgewertet und auf Grund neuer Ermittlungen

und bisher nicht erörterter Gesichtspunkte rechtlicher und

tatsächlicher Art einen neuen Bescheiderlassen° Die Ent—

scheidung, die in diesem Bescheid enthalten ist, stellt

die "Regelung" eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öf—

fentlichen Recht5dar; auch ein solcher "Zweitbescheid" ist

deshalb ein Verwaltungsakt und von den Gerichten wie ein

"Erstbescheid" in vollem Umfangs nachzuprüfen„ Dabei kommt*}

es für die Frage, ob der Zweitbescheid rechtmäßig ist,

nicht darauf an, ob das Versorgungsamt die Zustimmung des

Landesversorgungsamts zum Erlaß des neuen Verwaltungsakts

hat; die Zustimmung des Landesversorgungsamts hat im Falle

des 5 40 VeerG nur Bedeutung für das Verhältnis des Ver—
sorgungsamts zum Landesversorgungsamt, sie ist aber nicht

Voraussetzung der Rechtmäßigkeit des Zweitbescheids (vgl°

Schönleiter—Hennig, Komm° zum VeerG, 1957, Anm. 17 zu
@40)3 ' 1 '

Das LSG° hat daher zutreffend geprüft, ob der angefochtene

Bescheid sachlich richtig ist, Es hat festgestellt, der‘

Kläger habe seit seiner Verwundung den Beruf eines Stahl—

bauschlossers, den er erlernt und früher ausgeübt habe,

nicht mehr ausüben können, er habe nur noch "Hilfsschlos—

serarbeiteh" verrichten können, bei dieser Tätigkeit habe
der Kläger — ebenso wie bei seiner vorübergehenden Tätig-

keit als Justizhilfswachtmeister — eine erheblich geringe—

re tarifliche Bezahlung erhalten als er sie in seinem er—

lernten Beruf erhalten hättea
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Da die tatsächlichen Feststellungen, die das LSG° in Bezug auf die

Voraussetzungen des @ 50 Abs. 1 Satz 2 BVG getroffen hat, vom Be—

klagten mit der Revision nicht angegriffen sind, sind sie für das

Bundessoziälgericht (BSG„) bindend (@ 163 SGG)° Der Kläger hat V

demnach nach seiner Verwandung keinen seinem früheren Beruf als

Bauschlosser sozial gleichwertigen Beruf ausüben können, er hat

nur noch Berufe ausgeübt, die sich nicht im gleichen Maße aus dem'

allgemeinen Erwerbsleben herausheben wie sein früherer Beruf und

die auch zu einer erheblichen wirtschaftlichen Einbuße für ihn ge;

führt haben° Der Beklagte hat die rechtlichen Schlußfolgerungen,

‘ die das LSG° aus diesen tatsächlichen Feststellungen gezogen hat,

nicht beanstandet; diese rechtlichen Schlußfolgerungen sind auch

zutreffend,

Das LSG° hat danach zu Recht begeht, daß die MdB. des Klägers hö—

her zu bewerten sei, weil er durch die Art der bchädigung beson—

ders betroffen ist (& 50 Abs. 1 Satz 2 BVG; vg].° auch BSG° 11, 69;

Urt. des BSG. vom 23.5.1960 - 11 RV 144/58), es hat deshalb die
Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG., in dem dem Klä—

ger eine Rente nach einer MdB. von 50 V‚H„ (statt bisher 40 v‚H„)

zugesprochen worden ist, zu ■echt zurückgewiesen°

Die Revision des Beklagten ist hiernach als unbegründet zurück—

zuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SSG), ‘

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf $ 195 SGGo
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